
aber am Schluß der mündlichen Verhand¬
lung erster Instanz erhoben werden,“

so bedeutet dies, daß Maria Schnippith, falls
sie innerhalb von drei Wochen nach zuge¬
gangener Kündigung Lohnklage eingereicht
hat, bis zum Schluß der mündlichen Verhand¬
lung im Wege einer Klageerweiterung Klage
auf Feststellung erheben muß. Bei innerhalb
der Dreiwochenfrist erhobenen Lohnklagen
muß also zu der vom Kündigungsschutzgesetz
zwingend geforderten Feststellungsklage über¬
gegangen w'erden. (ebenso wie L. A. G Frank¬
furt a- M., L. A. G. Hannover im Urteil vom
24. 7.1952.
Vgl. hierzu den ausführlichen Aufsatz von

Landesarbeitsgerichtsdirektor Dr. Hans Günt„
ner, Stuttgart, im „Recht der Arbeit“, Juli

Das BVG wird die saarl. Arbeitnehmersdiaft
in Zukunft vor oftmals schwierige Aufgaben
stellen. Wir werden deshalb laufend aus der
arbeitsgeriditlichen Rechtsprechung zum BVG
berichten. Da die ersten Sdxwierigkeiten bei
den Wahlen zum neuen Betriebsrat auftreten
werden, beginnen wir mit Entscheidungen
zum Wahlrecht.
Mehrheitsberechnung bei Vorabstimmung über
Gruppen- oder Gemeinschaftswahl
Gemäß § 10 Abs. 2 BVG wird der Be¬

triebsrat im Regelfall von den Arbeitern und
Angestellten in getrennten Wahlgängen ge¬
wählt. Dies ist nicht erforderlich, wenn die
wahlberechtigten Angehörigen beider Gruppen
vor der Neuwahl des Betriebsrates in getrenn¬
ten geheimen Vorabstimmungen die gemein¬
same Wahl beschließen.
In der Bundesrepublik ist die Frage, wie

die notwendige Mehrheit bei einer solchen
Vorabstimmung über die Gruppen- oder Ge¬
meinschaftswahl zum Betriebsrat zu beredmen
ist, lebhaft umstritten.
Diese Streitfrage kann auch im Saarland bei

den demnächst stattfindenden Betriebsratswah¬
len auftreten, da der in der Bundesrepublik
umstrittene § 13 Abs. 2 BVG dem § 10 Abs. 2
des saarl. BVG entspricht. Die vom Bundes¬
arbeitsgericht (BAG) entschiedene Streitfrage
verdient daher auch im Saarland volles In¬
teresse.
Das BAG hat die Streitfrage dahin ent¬

schieden,
daß der Betriebsrat in Gemeinschaftswahl
zu wählen ist, wenn die Mehrheit der Ab¬
stimmungsberechtigten beider Gruppen an
der Abstimmung teilnimmt und die Mehr¬
heit der Abstimmenden sich für die Ge¬
meinschaftswahl erklärt.
Das BAG führt in den Entscheidungsgrün¬

den u, a. folgendes aus:
„Es ist ein Grundsatz des deutschen Abstim¬
mungsrechtes, daß bei Abstimmungen und
Beschlüssen im allgemeinen die absolute
Mehrheit der Abstimmenden entscheidet.
Dieser Grundsatz gilt jedoch nicht, sobald
Beschlüsse von besonders weittragender Be¬
deutung in Frage stehen, insbesondere dann,
wenn eine bestimmte bestehende Regelung
geändert werden soll.
In solchen Fällen werden höhere Anforde¬
rungen an die erforderliche Mehrheit ge¬
stellt,“
Die Gemeinschaftswähl steht nicht gleich¬

berechtigt neben der Gruppenwahl. Sie „ist
vielmehr die Ausnahme von der gesetzlichen

10

1953, S. 249 „Das Verhältnis von Feststellungs¬
und Lohnklage nach dem KSdiG.“
Die bundesdeutsche Rechtsprechung und

Wissenschaft haben deshalb für das saarlän¬
dische Recht große Bedeutung, weil das bun¬
desdeutsche und das nunmehrige saarländische
Küudigungsschutzgesetz hinsichtlich der hier
interessierenden Fragen wörtlich überein¬
stimmen. Sogar die Paragraphierung ist die
gleiche.)
Aus allen diesen Gründen ist in allen drei

Fällen Feststellungsklage zu erheben.
Es muß daher allen Gekündigten dringend

geraten werden, sich möglichst umgehend
nach Erhalt der Kündigung (also nicht erst
unmittelbar vor Fris tablauf) an die Rechts¬
abteilung zu wenden. Dr. K

Regel in dem Sinne, daß es eines besonderen
gestaltenden Abstimmungsaktes in jeder Gruppe
bedarf, wenn eine rechtswirksame Gemein¬
schaftswahl alsdann stattfinden soll. Daraus
folgt, daß der Beschluß nach § 13 Abs. 2 nicht
zu den einfachen und normalen Beschlüssen
gehören kann, bei denen lediglich die Mehr¬
heit der Abstimmenden entscheidet. Denn es
handelt sich immerhin um eine Gestaltung der

u
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betriebsverfassungsrechtlichen Regelung für
den Einzelfall, die nicht der Zufallsmehrheit
einiger weniger gerade abstimmenden Arbeit¬
nehmer überlassen werden kann.“
Der Beschluß der Gemeinschaftswahl durch¬

bricht die Verfassung des Betriebes nur für
eine einzelne Betriebsratswahl, ändert sie aber
nicht auf die Dauer. Es geht daher zu weit,
in Anlehnung an das Verfassungsrecht von
einer Änderung der Betriebsverfassung zu
sprechen und im Hinblick auf die Bedeutung
eines solchen Beschlusses die Mehrheit aller
wahlberechtigten Angehörigen für die Ge¬
meinschaftswahl zu verlangen.
„In Abweichung von der Regel des § 13

Abs. 2 kann die Gemeinschaftswahl nur zuge¬
lassen werden, wenn jede der beiden Gruppen
in einer repräsentativen Weise tätig wird und
die Abstimmung nicht das Werk einiger we¬
niger ist. Die Mehrheit der abgegebenen Stim¬
men kann nie* t genügen, weil sie allein nicht
die Sicherheit gibt, daß die Gruppe tätig wird.
Ein solcher repräsentativer Beschluß jeder
Gruppe, der das Zufallswerk einzelner aus¬
schließt, wird dadurch gewährleistet, daß ein
„Quorum“, eine Mindestzahl der an der Ab¬
stimmung Teilnehmenden gefordert wird. Es
kann hier auf eine Parallele im Verfassungs¬
recht verwiesen werden. Nach Art. 42 Grund¬
gesetz entscheidet im Bundestag die Mehrheit
der abgegebenen Stimmen. Dieser Verfassungs- un

satz hat aber nur in Verbindung mit der Ge¬
schäftsordnung des Bundestages seinen richti¬
gen Sinn. Danach ist der Bundestag nur be¬
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der
Mitglieder anwesend sind. Das Erfordernis
des Quorum führt auch im Bereich des § 13
Abs. 2 BetrVG zu einer vernünftigen und
sachgerechten Lösung. Ein repräsentativer Be¬
schluß jeder Gruppe liegt nur dann vor, wenn
sich die Mehrheit der beiden Gruppen an der
Abstimmung beteiligt. Dabei kommt es nur
darauf an, daß an der Abstimmung teilgenom¬
men wird. Audi ungültige Stimmzettel sind im
Sinne einer Beteiligung an der Abstimmung
zu bewerten. Ist hiernach die Beteiligung so,
daß die Mehrheit der wahlberechtigten An¬
gehörigen jeder Gruppe an der Abstimmung
teilnimmt, so genügt im übrigen die Mehrheit
der Abstimmenden. Die Gemeinschaftswähl
nach § 13 Abs. 2 BetrVG ist somit dann be¬
schlossen, wenn einmal mindestens die Mehr¬
heit der wahlberechtigten Angehörigen jeder
Gruppe sich an der Abstimmung durch Abgabe -j!)
eines Stimmzettels beteiligt und zum anderen, »1J

wenn die Mehrheit der Abstimmenden für sie
stimmt.“

(Bundesarbeitsgericht, Beschluß vom
7. 7. 54 — 1 ABR 2/54).

Internationale Arbeiter-Filmfestspiele
Die ersten Internationalen Arbeiter-Film¬

festspiele werden in der Zeit vom 15. bis
18. September 1954 In Hamburg-Nienstedten,
Elbschloßbrauerei, stattfinden.
Das Internationale Arbeiter - Film - Institut

(ILFI) wurde zu Beginn dieses Jahres ge¬
gründet. Mitglieder sind die einzelnen Ge¬
werkschaftsbünde. Das IL.FT hat die Aufgabe,
alle in der Welt erscheinenden Gewerkschafts-
filme zu katalogisieren und den Austausch
dieser Filme zwischen den einzelnen Gewerik-
schaftsfeünden zu tätigen.
Die in Hamburg stattfindenden ersten Inter¬

nationalen Arbeiter-Filmfestspiele dienen dem
Erfahrungsaustausch und der Begutachtung
deT von den einzelnen Verbänden hergestell¬
ten Filme.

Aus der Rechtsprechung zum Betriebsverfassungsgesetz


